
Stand: 04.04.2026 13:50:12

Vorgangsmappe für die Drucksache 17/17310

"Mehr Investitionen in die frühkindliche Bildung I - Zweckentfremdung der Bundesmittel nach dem

Wegfall des Betreuungsgelds beenden!"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 17/17310 vom 21.06.2017

2. Beschlussempfehlung mit Bericht 17/20339 des SO vom 24.01.2018

3. Beschluss des Plenums 17/20670 vom 07.02.2018

4. Plenarprotokoll Nr. 123 vom 07.02.2018



 

17. Wahlperiode 21.06.2017 Drucksache 17/17310 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hart-
mann, Christine Kamm, Thomas Gehring, Ulrike 
Gote, Jürgen Mistol, Gisela Sengl, Margarete Bau-
se, Kerstin Celina, Ulrich Leiner und Fraktion 
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Mehr Investitionen in die frühkindliche Bildung I – 
Zweckentfremdung der Bundesmittel nach dem 
Wegfall des Betreuungsgelds beenden! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die nach dem 
Wegfall des Betreuungsgelds auf Bundesebene vom 
Bund zur Verfügung gestellten Mittel, wie zwischen 
Bund und Ländern vereinbart, auch tatsächlich für 
Maßnahmen zur Verbesserung der Kinderbetreuung 
einzusetzen. Die durch den Wegfall des Betreuungs-
gelds frei gewordenen Mittel aus dem Bundeshaushalt 
hat der Bund den Ländern insbesondere zur Bewälti-
gung der großen Herausforderungen bei der Betreu-
ung der steigenden Zahl von Kindern mit Flucht- und 
Migrationshintergrund zur Verfügung gestellt. Zu die-
sem Zweck erhält Bayern für die Haushaltsjahre 2017 
und 2018 Bundesmittel in Höhe von 120 Mio. Euro in 
2017 und 135 Mio. Euro in 2018. Der Freistaat ver-
wendet diese Mittel zur Refinanzierung des Betreu-
ungsgelds nach dem Bayerischen Betreuungsgeldge-
setz. Diese Zweckentfremdung ist umgehend zu be-
enden. 

Stattdessen sind die Mittel, wie in der Bund-Länder-
Vereinbarung vom 24.09.2015 vorgesehen, für ein 
Programm zur Förderung der Integration von Kindern 
mit Flucht- und Migrationshintergrund einzusetzen. 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, ein solches 
Integrationsprogramm im Bereich der frühkindlichen 
Bildung zeitnah zu entwickeln und noch in diesem 
Jahr dem Landtag zu präsentieren. 

Begründung: 

Gemäß der Vereinbarung zwischen der Bundeskanz-
lerin Dr. Angela Merkel und den Regierungschefinnen 
und Regierungschefs der Länder vom 24.09.2015 
beteiligt sich der Bund in einer umfassenderen Weise 
als zuvor an den Kosten der Integration von Flüchtlin-
gen und Asylbewerbern. Im Rahmen dieser Vereinba-
rung haben sich Bund und Länder auch darauf ver-
ständigt, die durch den Wegfall des Betreuungsgelds 
als Bundesleistung freiwerdenden Mittel den Ländern 
für Maßnahmen zur Verbesserung der Kinderbetreu-
ung zur Verfügung zu stellen. Dabei geht es vor allem 
um die Bewältigung der großen Herausforderungen 
durch die stark gestiegene Zahl von Kindern mit 
Flucht- oder Migrationshintergrund in den Kindertage-
stätten. 

Bayern erhält aus den im Bundeshaushalt ursprüng-
lich für das Betreuungsgeld eingestellten Mitteln in 
den Jahren 2017 und 2018 insgesamt über 255 Mio. 
Euro für Maßnahmen zur Verbesserung der Kinderbe-
treuung. Diese Mittel sind im Doppelhaushalt 2017/ 
2018 auch als Teil beim Umsatzsteuer-Vorwegbetrag 
für die Bereiche Asyl und Integration mit dem explizi-
ten Zweck einer Verbesserung der Kinderbetreuung 
ausgewiesen. Entgegen der Vereinbarung mit der 
Bundesregierung nutzt der Freistaat diesen Betrag 
jedoch zur Refinanzierung des Betreuungsgeldes 
nach dem Bayerischen Betreuungsgeldgesetzes. 
Diese Mittelverwendung hat keinen Bezug zu dem 
Zweck einer besseren Integration von Kindern aus 
geflüchteten Familien im Bereich der frühkindlichen 
Bildung. Die Zweckentfremdung von Bundesmitteln ist 
deshalb umgehend zu beenden. 

Entsprechend der Bund-Länder-Vereinbarung entwi-
ckelt der Freistaat stattdessen ein umfassendes Pro-
gramm zur Entlastung der Kommunen und der Kita-
träger bei den Herausforderungen der Integration der 
steigenden Zahl von Kindern aus Familien mit Flucht- 
und Migrationshintergrund. Ein solches Integrations-
programm Frühkindliche Bildung sollte auch Maß-
nahmen zur besseren Sprachförderung und zur Wei-
terentwicklung der Kindertagesstätten zu Familienzen-
tren umfassen. Die vom Bund bereitgestellten Mittel 
werden zur Anschubfinanzierung für dieses Pro-
gramm verwendet. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und 
Integration 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Christine Kamm u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/17310 

Mehr Investitionen in die frühkindliche Bildung I - Zweckentfrem-
dung der Bundesmittel nach dem Wegfall des Betreuungsgelds 
beenden! 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Kerstin Celina 
Mitberichterstatter: Steffen Vogel 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Arbeit und Soziales, Ju-
gend, Familie und Integration federführend zugewiesen. Der 
Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den An-
trag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 75. Sit-
zung am 30. November 2017 beraten und mit folgendem 
Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Antrag in seiner 178. Sitzung am 24. Januar 2018 mitberaten 
und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Christine Kamm, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Jürgen Mistol, 
Gisela Sengl, Magarete Bause, Kerstin Celina, Ulrich Leiner und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/17310, 17/20339 

Mehr Investitionen in die frühkindliche Bildung I –   
Zweckentfremdung der Bundesmittel nach dem Wegfall des Be-
treuungsgelds beenden! 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Dann rufe ich auf den Tagesordnungs­

punkt 2 mit Ausnahme der gerade eben genannten Nummer 13 der Anlage, über die 

erst zu einem späteren Zeitpunkt nach Ablauf der 15 Minuten Wartezeit abzustimmen 

ist.

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Der federführende Ausschuss für Wirtschaft und Medien hat bei der Listennummer 13, 

Antrag auf Drucksache 17/18357, die Ablehnung empfohlen. Das wollte ich Ihnen nur 

noch kurz mitteilen, bevor wir zu dieser Abstimmung kommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Liste. Hinsichtlich der jeweiligen Abstim­

mungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen 

vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Gegenstimmen? – Sehe 

ich keine. Stimmenthaltungen? – Auch nicht. Fraktionslose Abgeordnete sind nicht an­

wesend. Dann hat sich das erübrigt. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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